
Satzung  

der 

NanoRepro AG, Marburg 

I. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Firma, Sitz, Dauer der Gesellschaft 

1. Die Aktiengesellschaft führt die Firma NanoRepro AG. 

2. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in  Marburg.  

3. Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit errichtet. 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens 

1. Gegenstand des Unternehmens sind die Entwicklung, die Herstellung und der Vertrieb von me- 

dizinischen Schnelldiagnostik-Produkten im Bereich der gesundheitlichen Planung und Vor-

sorge für den häuslichen und professionellen Gebrauch sowie von Nahrungsergänzungsmitteln 

und medizinischen Hautpflegeprodukten. 

2. Die Gesellschaft kann Beteiligungen, Grundstücke oder Gebäude erwerben, halten oder ver-

äußern, sowie Zweigniederlassungen im In- und Ausland errichten, diese unter einheitlicher 

Leitung zusammen-fassen, Unternehmensverträge mit ihnen schließen oder sich auf die Betei-

ligung beschränken 

3. Die Gesellschaft ist im Übrigen befugt, alle Geschäfte vorzunehmen, die geeignet erscheinen, 

den Gesellschaftszweck unmittelbar oder mittelbar zu fördern. Sie darf insbesondere auch Un-

ternehmen mit gleichem oder anderem Gesellschaftszweck gründen sowie Zweigniederlassun-

gen im In- und Ausland errichten. Sie kann ihren Betrieb ganz oder teilweise veräußern oder 

auf andere Unternehmen übertragen. 

§ 3 Bekanntmachungen 

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im elektronischen Bundesanzeiger oder in ei-

nem später als Pflichtveröffentlichungsmedium an dessen Stelle tretenden Medium.  

II.  Grundkapital und Aktien 

§ 4 Höhe und Einteilung des Grundkapitals 

1. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 14.194.150,00 (Euro vierzehnmillionenein-

hundertvierundneunzigtausendeinhundertfünfzig) und ist eingeteilt in 14.194.150 Stückaktien. 
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2. Die Aktien lauten auf den Inhaber. 

3. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesell-

schaft von der Eintragung der Satzungsänderung in das Handelsregister an für die Dauer von 5 

Jahren durch Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sach-

einlagen einmal oder mehrmals um insgesamt bis zu 5.161.509,00 EUR zu erhöhen (Genehmig-

tes Kapital 2024). Die neuen Aktien sind ab Beginn des Geschäftsjahres, für das zum Zeitpunkt 

der Ausgabe der neuen Aktien noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwen-

dung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, gewinnberechtigt. Den Aktionären ist grundsätz-

lich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können auch von Kreditinstituten oder anderen 

die Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 AktG erfüllenden Unternehmen mit der Verpflichtung 

übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zu-stimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugs-

recht der Aktionäre in den folgenden Fällen auszuschließen: 

a) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen; 

b) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabepreis der neuen Ak-

tien den Börsenpreis nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1, 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG unterschreitet und das auf die auszugebenden Aktien entfallende Grundkapi-

tal insgesamt 20%des Grundkapitals der Gesellschaft weder im Zeitpunkt des Wirk-

samwerdens dieser Ermächtigung noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermäch-

tigung überschreitet. Beim Gebrauch machen dieser Ermächtigung zum Ausschluss 

des Bezugsrechts nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts 

aufgrund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder entsprechender Anwen-

dung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen; 

c) um Aktien als Belegschaftsaktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft und an Arbeit-

nehmer von mit der Gesellschaft verbundenen Unter-nehmen auszugeben. Soweit 

gesetzlich zulässig, können die Belegschaftsaktien auch in der Weise ausgegeben 

werden, dass die auf sie zu leistende Einlage aus dem Teil des Jahresüberschusses 

gedeckt wird, den Vorstand und Aufsichtsrat nach § 58 Abs. 2 AktG in andere Ge-

winnrücklagen einstellen könnten; sowie 

d) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, um die neuen Aktien der Gesellschaft 

Dritten im Rahmen von Unternehmenszusammen-schlüssen oder beim Erwerb von 

Unternehmen, Unternehmensteilen, Unternehmensbeteiligungen, sonstigen Ver-

mögensgegenständen im Sinne des § 27 Abs. 2 AktG oder Forderungen gegen die 

Gesellschaft anbieten zu können. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktien-

rechte, die Bedingungen der Aktienausgabe sowie die Einzelheiten der Durchführung der Ka-

pitalerhöhungen aus dem genehmigten Kapital festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, 

die Fassung der Satzung zu ändern, soweit von der Ermächtigung der Kapitalerhöhung teil-

weise oder vollständig Gebrauch gemacht bzw. die Ermächtigung gegenstandslos wird. 

4. Der Vorstand bestimmt mit Zustimmung des Aufsichtsrats Form und Inhalt der Aktienurkun-

den sowie der Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine. 

Das Recht der Aktionäre zur Auslieferung effektiver Stücke wird ausgeschlossen. 

5. Das Recht der Aktionäre auf Verbriefung ihres Anteils ist ausgeschlossen. 

6. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 151.860,— durch Ausgabe von bis zu 

151.860 Stück auf den Inhaber lautender Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2010). 
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Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienoptionen, die 

aufgrund der durch die Hauptversammlung vom 25. Juni 2010 unter Tagesordnungspunkt 8.1 

beschlossenen Ermächtigung im Rahmen des Aktienoptionsplans 2010 ausgegeben werden. 

Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie von den Bezugsrechten aus 

Aktienoptionen Gebrauch gemacht wird und die Gesellschaft die Bezugsrechte aus Aktienop-

tionen nicht im Wege einer Barzahlung ablöst oder durch Gewährung eigener Aktien erfüllt. 

Die neuen Aktien nehmen von Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Aus-

gabe der neuen Aktien noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des 

Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang der Kapi-

talerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2010 zu ändern. 

7. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 280.000,00 EUR durch Ausgabe von bis zu 

280.000 Stück auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2015). 

Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienoptionen, die 

aufgrund der durch die Hauptversammlung vom 02. Juli 2015 unter Tagesordnungspunkt 6.1 

beschlossenen Ermächtigung im Rahmen des Aktienoptionsplans 2015 ausgegeben werden. 

Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie von den Bezugsrechten aus 

Aktienoptionen Gebrauch gemacht wird und die Gesellschaft die Bezugsrechte aus Aktienop-

tionen nicht im Wege einer Barzahlung ablöst oder durch Gewährung eigener Aktien erfüllt. 

Die neuen Aktien nehmen von Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Aus-

gabe der neuen Aktien noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des 

Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung 

der Satzung entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2015 

zu ändern. 

B. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 190.000,- EUR durch Ausgabe von bis zu 

190.000 Stück auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2017). 

Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienoptionen, die 

aufgrund der durch die Hauptversammlung vom 20. Juli 2017 unter Tagesordnungspunkt 10.1 

beschlossenen Ermächtigung im Rahmen des Aktien-optionsplans 2017 ausgegeben werden. 

Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie von den Bezugsrechten aus 

Aktienoptionen Gebrauch gemacht wird und die Gesellschaft die Bezugsrechte aus Aktienop-

tionen nicht im Wege einer Barzahlung ablöst oder durch Gewährung eigener Aktien erfüllt. 

Die neuen Aktien nehmen von Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Aus-

gabe der neuen Aktien noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des 

Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung 

der Satzung entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2017 

zu ändern. 

9. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 226.000,00 EUR durch Ausgabe von bis zu 

226.000 Stück auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2018). 

Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienoptionen, die 

aufgrund der durch die Hauptversammlung vom 23. August 2018 unter Tagesordnungspunkt 

7.1 beschlossenen Ermächtigung im Rahmen des Aktienoptionsplans 2018 ausgegeben wer-

den. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie von den Bezugsrech-

ten aus Aktienoptionen Gebrauch gemacht wird und die Gesellschaft die Bezugsrechte aus Ak-

tienoptionen nicht im Wege einer Barzahlung ablöst oder durch Gewährung eigener Aktien 

erfüllt. Die neuen Aktien nehmen von Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt 

der Ausgabe der neuen Aktien noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwen-

dung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, 
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die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Bedingten 

Kapital 2018 zu ändern. 

10. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 442.517,00 EUR durch Ausgabe von bis zu 

442.517 Stück auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2023). 

Die bedingte Kapitelerhöhung dient der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienoptionen, die 

aufgrund der durch die Hauptversammlung vom 15. Juni 2023 unter Tagesordnungspunkt 8.1 

beschlossenen Ermächtigung bis zum 14. Juni 2028 ausgegeben werden. Die bedingte Kapital-

erhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie von den Bezugsrechten aus Aktienoptionen Ge-

brauch gemacht wird und die Gesellschaft die Bezugsrechte aus Aktienoptionen nicht im Wege 

einer Barzahlung ablöst oder durch Gewährung eigener Aktien erfüllt. Die neuen Aktien neh-

men von Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien 

noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst 

worden ist, am Gewinn teil. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entspre-

chend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem bedingten Kapital 2023 zu ändern. 

11. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 1.290.377,00 EUR durch Ausgabe von bis zu 

1.290.377 Stück auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 

2024). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienoptio-

nen, die aufgrund der durch die Hauptversammlung vom 25. Juli 2024 unter Tagesordnungs-

punkt 7.1. beschlossenen Ermächtigung bis zum 24. Juli 2029 ausgegeben werden. Die be-

dingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie von den Bezugs-rechten aus Akti-

enoptionen Gebrauch gemacht wird und die Gesellschaft die Bezugsrechte aus Aktienoptionen 

nicht im Wege einer Barzahlung ablöst oder durch Gewährung eigener Aktien erfüllt. Die 

neuen Aktien nehmen von Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Ausgabe 

der neuen Aktien noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des Bi-

lanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung 

der Satzung entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2024 

zu ändern.  

III.  Vorstand  

§ 5 Zusammensetzung des Vorstands, Vertretung, Geschäftsführung 

1. Der Vorstand besteht aus einem Mitglied oder mehreren Mitgliedern. Der Aufsichtsrat bestellt 

die Vorstandsmitglieder und bestimmt ihre Zahl. Er kann ein Vorstandsmitglied zum Vorsitzen-

den des Vorstands ernennen, wenn der Vorstand aus mehreren Personen besteht. Der Auf-

sichtsrat kann auch stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellen. 

2. Die Gesellschaft wird gesetzlich durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmit-

glied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Hat die Gesellschaft als Vorstand nur 

eine Person, so vertritt diese die Gesellschaft allein. Der Aufsichtsrat kann einzelnen Vor-

standsmitgliedern Alleinvertretungsbefugnis und für den Fall der Mehrvertretung Befreiung 

von den Beschränkungen des § 181 2. Alt. BGB erteilen. Stellvertretende Vorstandsmitglieder 

vertreten die Gesellschaft wie ordentliche Vorstandsmitglieder. Der Aufsichtsrat kann bestim-

men, dass einzelne Vorstandsmitglieder die Gesellschaft stets einzeln vertreten. 

3. Die Verteilung der Geschäfte unter den Mitgliedern des Vorstands sowie die Einzelheiten der 

Beschlussfassung des Vorstands kann der Aufsichtsrat durch eine jederzeit abänderbare Ge-

schäftsordnung regeln. In dieser Geschäftsordnung ist auch festzulegen, welche Geschäfte — 

über die gesetzlich vorgesehenen Fälle hinaus — der Zustimmung des Aufsichtsrats bedürfen. 
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IV. Aufsichtsrat 

§ 6 Zusammensetzung und Wahl des Aufsichtsrats 

1. Der Aufsichtsrat besteht aus vier Mitgliedern. Soweit die Hauptversammlung nicht bei der 

Wahl für von der Hauptversammlung zu wählende Aufsichtsratsmitglieder eine kürzere Amts-

zeit bestimmt, werden die Aufsichtsratsmitglieder bis zur Beendigung der Hauptversammlung 

gewählt, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit 

beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Eine Wie-

derwahl ist statthaft. 

2. Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines vorzeitig ausscheidenden Mitglieds gewählt, so 

besteht sein Amt für den Rest der Amtsdauer des ausscheidenden Mitglieds. 

3. Jedes ausscheidende Mitglied ist wieder wählbar. 

4. Gleichzeitig mit den ordentlichen Aufsichtsratsmitgliedern können für ein oder mehrere be-

stimmte Aufsichtsratsmitglieder Ersatzmitglieder gewählt werden. Sie werden nach einer bei 

der Wahl festzulegenden Reihenfolge Mitglieder des Aufsichtsrats, wenn Aufsichtsratsmitglie-

der der Anteilseigner, als deren Ersatzmitglieder sie gewählt wurden, vor Ablauf der Amtszeit 

aus dem Aufsichtsrat ausscheiden. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle des Ausgeschiedenen, 

so erlischt sein Amt, falls in der nächsten oder übernächsten Hauptversammlung nach Eintritt 

des Ersatzfalles eine Neuwahl für den Ausgeschiedenen stattfindet, mit Beendigung dieser 

Hauptversammlung, andernfalls mit Ablauf der restlichen Amtszeit des Ausgeschiedenen. Soll 

die Nachwahl für ein vorzeitig ausgeschiedenes Mitglied des Aufsichtsrats das Ausscheiden 

eines nachgerückten Ersatzmitglieds bewirken, bedarf der Beschluss über die Nachwahl einer 

Mehrheit von 3/  der abgegebenen Stimmen. 

5. Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem 

Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder dem Vorstand mit einer Frist von mindestens einem Mo-

nat auch ohne wichtigen Grund niederlegen. 

§ 7 Vorsitzender und Stellvertreter 

1. Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. 

2. Der Aufsichtsrat wählt in einer im Anschluss an die ordentliche Hauptversammlung, in der alle 

von der Hauptversammlung zu wählenden Aufsichtsratsmitglieder neu gewählt worden sind, 

abzuhaltenden Sitzung, zu der es einer besonderen Einladung nicht bedarf, aus seiner Mitte 

einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. Die Wahl ist zu wiederholen, soweit eines dieser 

Ämter zur Erledigung kommt. 

3. Der Stellvertreter des Aufsichtsratsvorsitzenden hat die gesetzlichen und satzungsgemäßen 

Rechte und Pflichten des Vorsitzenden wahrzunehmen, wenn dieser verhindert ist. 

§ 8 Satzungsänderung 

Dem Aufsichtsrat ist die Befugnis eingeräumt, Änderungen und Ergänzungen der Satzung zu be-

schließen, die nur die Fassung der Satzung betreffen. 
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§ 9 Einberufung, Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung 

1. Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden oder seinen Stellvertreter ein-

berufen, so oft das Gesetz oder die Geschäfte es erfordern; der Aufsichtsrat hält mindestens 

vier Sitzungen während eines Geschäftsjahres ab. 

2. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens drei seiner Mitglieder persönlich oder 

durch schriftliche Stimmabgabe an der Beschlussfassung teilnehmen. Den Vorsitz in der Auf-

sichtsratssitzung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter. 

3. Zur Beratung über einzelne Gegenstände der Verhandlung können Sachverständige und Aus-

kunftspersonen zugezogen werden. 

4. Die Art der Abstimmung bestimmt der Vorsitzende. 

5. Schriftliche, fernmündliche oder andere Formen der Beschlussfassung des Aufsichtsrates oder 

etwaiger Ausschüsse sind zulässig, wenn nicht die Mehrheit der Aufsichtsratsmitglieder dieser 

Form der Beschlussfassung widerspricht. 

6. Über die Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die der Vorsitzende 

zu unterzeichnen hat. 

7. Willenserklärungen des Aufsichtsrats und etwaiger Ausschüsse werden namens des Aufsichts-

rats durch den Vorsitzenden oder seinen Stellvertreter abgegeben. 

B. Ergibt eine Abstimmung im Aufsichtsrat Stimmengleichheit, so hat bei einer erneuten Abstim-

mung über denselben Gegenstand, wenn auch sie Stimmengleichheit ergibt, der Aufsichtsrats-

vorsitzende zwei Stimmen. 

§ 10 Vergütung 

1. Den Aufsichtsratsmitgliedern kann für ihre Tätigkeit eine Vergütung gewährt werden. Sie wird 

von der Hauptversammlung bewilligt. 

2. Daneben werden dem Aufsichtsrat Auslagen, die mit der Aufsichtsratstätigkeit zusammenhän-

gen, sowie die auf die einzelne Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder entfallende Umsatz-

steuer erstattet. 

V. Hauptversammlung 

§ 11 Aufgaben der Hauptversammlung 

Die ordentliche Hauptversammlung wird innerhalb der ersten acht Monate eines Geschäftsjahres 

abgehalten. Sie beschließt insbesondere über die Verwendung des Bilanzgewinns, über die Entlas-

tung des Vorstands und des Aufsichtsrats, über die Wahl von Aufsichtsräten, über die Wahl des 

Abschlussprüfers und in den vom Gesetz vorgesehenen Fällen über die Feststellung des Jahresab-

schlusses sowie auf Antrag des Vorstandes der Gesellschaft über besondere Angelegenheiten. 

§ 12 Einberufung, Ort und Anmeldung der Hauptversammlung 

1. Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, im Landkreis  Marburg-Biedenkopf 

oder einem deutschen Börsenplatz statt. 
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la. Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Hauptversammlung ohne physische Prä-

senz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten 

wird (virtuelle Hauptversammlung). Die Ermächtigung gilt für die Abhaltung virtueller Haupt-

versammlungen in einem Zeitraum von zwei Jahren nach Eintragung dieser von der Haupt-

versammlung am 26. August 2025 beschlossenen Satzungsbestimmung in das Handelsregis-

ter. 

2. Die Hauptversammlung ist mindestens dreißig Tage vor der Versammlung einzuberufen. 

Diese Frist verlängert sich um die Tage der Anmeldefrist nach Absatz 3. Der Tag der Einberu-

fung ist nicht mitzurechnen. 

3. Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur dieje-

nigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung anmelden. Die Anmeldung 

muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse bis spätes-

tens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen; in der Einberufung kann eine kürzere, 

in Tagen bemessene Frist vorgesehen werden. Der Tag des Zugangs ist bei der Berechnung 

der Frist nicht mitzurechnen. 

4. Die Aktionäre müssen die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur 

Ausübung des Stimmrechts nachweisen. Hierfür ist ein in Textform (§ 126 b BGB) in deutscher 

oder englischer Sprache erstellter Nachweis des Anteilsbesitzes durch das depotführende 

Institut erforderlich. Der Nachweis muss sich, sofern nicht in der Einberufung ein anderer 

Zeitpunkt bestimmt wird, auf den hierzu für börsennotierte Gesellschaften gesetzlich be-

stimmten Zeitpunkt beziehen. Er muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür 

mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen; in der Ein-

berufung kann eine kürzere, in Tagen bemessende Frist für den Zugang des Nachweises der 

Berechtigung vorgesehen werden. Der Tag des Zugangs ist bei der Berechnung der Frist nicht 

mitzurechnen. 

5. Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln an der Richtigkeit oder Echtheit des Berechti-

gungsnachweises einen geeigneten weiteren Nachweis der Berechtigung zu verlangen. Be-

steht auch an diesem Zweifel, kann die Gesellschaft die Berechtigung des Aktionärs zur Teil-

nahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts zurückweisen. 

6. Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Die Erteilung der Voll-

macht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft be-

dürfen der Textform (§ 126 b BGB). In der Einberufung der Hauptversammlung kann eine 

Erleichterung der Form bestimmt werden. § 135 AktG bleibt unberührt. 

7. Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptversammlung auch 

ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche 

oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation aus-

üben können (Online-Teilnahme). Der Vorstand ist auch ermächtigt, die Einzelheiten zum 

Verfahren zu treffen. Diese werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt ge-

macht. 

B. Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne selbst oder 

durch einen Vertreter an der Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektro-

nischer Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch ermächtigt, die 

Einzelheiten zum Verfahren zu treffen. Diese werden mit der Einberufung der Hauptver-

sammlung bekannt gemacht. 

9. Der Vorstand ist ermächtigt, die Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung zuzulas-

sen. Der Vorstand ist auch ermächtigt, die Einzelheiten der Übertragung festzulegen. Diese 

werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht. 
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10. Bei Fristen und Terminen, die von der Hauptversammlung zurückberechnet werden, ist der 

Tag der Versammlung nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von einem Sonntag, einem Sonn-

abend oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden Werktag 

kommt nicht in Betracht. Die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind nicht ent-

sprechend anzuwenden. 

§ 13 Stimmrecht und Leitung 

1. Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 

2. Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes 

vorschreibt, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, soweit eine Kapitalmehr-

heit erforderlich ist, mit einfacher Kapitalmehrheit gefasst. 

3. Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats. Wenn er ver-

hindert ist, leitet sein Stellvertreter oder ein sonstiges Mitglied des Aufsichtsrats die Hauptver-

sammlung. Ist keiner von diesen erschienen oder zur Leitung der Versammlung bereit, so wird 

der Versammlungsleiter durch die Hauptversammlung gewählt. 

4. Der Vorsitzende bestimmt die Form und die weiteren Einzelheiten der Abstimmung. 

5. Der Versammlungsleiter kann eine von der Ankündigung der Tagesordnung abweichende Rei-

henfolge der Verhandlungsgegenstände bestimmen. 

6. Der Versammlungsleiter bestimmt die Reihenfolge der Redner und kann, soweit gesetzlich zu-

lässig, über die Zusammenfassung von sachlich zusammengehörigen Beschlussgegenständen 

zu einem Abstimmungspunkt entscheiden und angemessene Beschränkungen der Redezeit, 

der Fragezeit oder der zusammengenommenen Rede- und Fragezeit für den ganzen Hauptver-

sammlungsverlauf, für einzelne Gegenstände der Tagesordnung und für einzelne Redner zu 

Beginn oder während des Verlaufs der Hauptversammlung festlegen sowie, soweit dies für 

eine ordnungsgemäße Durchführung der Hauptversammlung erforderlich ist, den Schluss der 

Debatte anordnen. 

7. Wenn dies in der Einladung zur Hauptversammlung angekündigt ist, kann der Versammlungs-

leiter, unbeschadet von § 12 Absatz 7 bis 9 der Satzung, stets die Bild- und Tonübertragung der 

Hauptversammlung sowie die Teilnahme an der Hauptversammlung, die Aufzeichnung der 

Hauptversammlung und die Teilnahme an den Abstimmungen in der Hauptversammlung auch 

über elektronische Medien zulassen, soweit dies gesetzlich zulässig ist. 

B. Mitgliedern des Aufsichtsrats ist in Abstimmung mit dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats die 

Teilnahme an der Hauptversammlung im Wege der Bild- und Tonübertragung in den Fällen 

gestattet, in denen ihnen aufgrund rechtlicher oder gesundheitlicher Einschränkungen, ihres 

Aufenthalts im Ausland, ihres notwendigen Aufenthalts an einem anderen Ort im Inland oder 

aufgrund einer unangemessenen Anreisedauer die physische Präsenz am Ort der Hauptver-

sammlung nicht oder nur mit erheblichem Aufwand möglich wäre oder wenn die Hauptver-

sammlung als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer 

Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten wird 
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VI.  Geschäftsjahr, Jahresabschluss, Gewinnverwendung, Gründungsauf- 

wand  

§ 14 Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. 

§ 15 Aufstellung des Jahresabschlusses 

1. Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlichen Fristen den Jahresabschluss und, soweit gesetzlich 

vorgeschrieben, den Lagebericht für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und mit dem 

Vorschlag für den Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns 

dem Aufsichtsrat zuzuleiten. 

2. Spätestens innerhalb der ersten acht Monate des neuen Geschäftsjahres sind Jahresabschluss, 

Lagebericht und zusätzliche Erläuterungen sowie der Bericht des Aufsichtsrats und der Vor-

schlag für die Verwendung eines Bilanzgewinns der Hauptversammlung vorzulegen. 

§ 16 Gewinnverwendung 

1. Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des sich aus dem festgestellten Jah-

resabschluss ergebenden Bilanzgewinns. Sie kann auch eine andere Verwendung bestimmen, 

als sie in § 58 Abs. 3 Satz 1 AktG vorgesehen ist. 

2. Die Hauptversammlung kann anstelle oder neben einer Bar- auch eine Sachausschüttung be-

schließen. 

3. Nach Ablauf eines Geschäftsjahres kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates im 

Rahmen des § 59 AktG eine Abschlagsdividende an die Aktionäre ausschütten. 

§ 17 Gründungsaufwand 

1. Sondervorteile oder ein Gründungslohn werden nicht gewährt. 

2. Der Gründungsaufwand ist von der Gesellschaft zu tragen. Der Gründungsaufwand wird auf 

höchstens € 5.000,00 festgesetzt. 

Die voraussichtlichen Kosten berechnen sich wie folgt: 

a) Registergebühren: 

b) Notargebühren: 

c) Sonstige Gebühren (Rechts-

anwalt, Steuerberater, u.a.) 

Summe: 

1.000,00 Euro 

2.000,00 Euro 

2.000,00 Euro 

5.000,00 Euro 

3. Durch die Gründung eventuell anfallende Steuern trägt auch im Innenverhältnis die Gesell-

schaft. 
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Dr. Schmölz,  Notar  

Gemäß § 181 Abs. 1 S. 2 AktG bescheinige ich, dass die geänderten Bestimmungen mit dem 

Beschluss über die Satzungsänderung und die unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt 

zum Handelsregister eingereichten vollständigen Wortlaut der Satzung übereinstimmen.  

Marburg, den 27.  Februar  2026 
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